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Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung
Wir laden hiermit unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung 
der MPC Münchmeyer Petersen Capital AG am Dienstag, 11. Juni 2013,  
10:00 Uhr, in das ehemalige Hauptzollamt Hafen Hamburg,  
Alter Wandrahm 20, 20457 Hamburg, ein. 

Tagesordnung
1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten  
	 Konzernabschlusses, der Lageberichte des Vorstands zur Gesellschaft  
	 und zum Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das  
	 Geschäftsjahr 2012

	 Die vorgenannten Unterlagen können ab dem Zeitpunkt der Einberufung  
	 der Hauptversammlung im Internet im Bereich Investor Relations unter  
	 www.mpc-capital.de/HV eingesehen werden.

	 Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 wird entsprechend  
	 den gesetzlichen Bestimmungen nicht erfolgen.

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 
 	 2012

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: Die Mitglieder des  
	 Vorstands im Geschäftsjahr 2012 werden für diesen Zeitraum entlastet.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäfts- 
	 jahr 2012

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: Die Mitglieder des  
	 Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2012 werden für diesen Zeitraum entlastet.  

4.	 Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzern- 
	 abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2013

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen:

	 Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Abschluss- 
	 prüfer und Konzernabschlussprüfer für das am 31. Dezember 2013 ab- 
	 laufende Geschäftsjahr bestellt. Zugleich wird die BDO AG Wirtschafts- 
	 prüfungsgesellschaft, Hamburg, zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht 
	 des verkürzten Abschlusses und des Halbjahresfinanzberichts  
	 zum 30. Juni 2013 bestellt, soweit diese erfolgen. 
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5.	 Neuwahlen der Mitglieder des Aufsichtsrats

	 Die Amtszeit der derzeitigen Aufsichtsratsmitglieder, Herrn Axel Schroeder,  
	 Herrn John Botts und Herrn D. T. Ignacio Jayanti, endet mit Ablauf dieser  
	 Hauptversammlung. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind daher neu zu  
	 wählen.

	 Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß § 8.1 der Satzung und  
	 den §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG aus drei Mitgliedern zusammen, die von  
	 der Hauptversammlung gewählt werden. Die Mitglieder des Aufsichtsrats  
	 werden nach § 8.2 der Satzung, wenn nicht die Hauptversammlung ein  
	 anderes beschließt, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung  
	 gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach der  
	 Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Aufsichtsrats- 
	 mitglieder gewählt werden, nicht mitgezählt. Eine Wiederwahl ist möglich.

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor,

		  a)	 Herrn Axel Schroeder, geschäftsführender Gesellschafter der MPC  
			   Münchmeyer Petersen & Co. GmbH mit Sitz in Hamburg, Wohnort:  
			   Hamburg

		  b)	 Herrn James E. Kirk, Principal at Corsair Capital mit Sitz in New York, USA,  
			   Wohnort: New York, USA, und

		  c)	 Herrn Dr. Michael Lichtenauer, Rechtsanwalt in Hamburg, Wohnort:  
			   Hamburg 

	 im Wege der Einzelwahl zu Aufsichtsratsmitgliedern mit einer Amtszeit bis zur  
	 Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder  
	 des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 beschließt, zu wählen.

	 Die Hauptversammlung ist an diese Wahlvorschläge nicht gebunden.

6.	 Beschlussfassung über Änderungen von § 14 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1  
	 der Satzung (Vorsitz in der Hauptversammlung)

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

	 a)	 § 14 Abs. 1 der Satzung wird in der bisherigen Fassung vollständig  
		  aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

		  „14.1	 Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des  
			   Aufsichtsrats und, falls er den Vorsitz nicht übernimmt, sein  
			   Stellvertreter. Wenn auch der Stellvertreter den Vorsitz nicht  
			   übernimmt, wird der Versammlungsleiter entweder durch Beschluss  
			   des Aufsichtsrats oder – falls auch ein solcher nicht vorliegt – durch  
			   Beschluss der in der Hauptversammlung anwesenden Aufsichts- 
			   ratsmitglieder mit einfacher Mehrheit der Stimmen gewählt.  
			   Wählbar sind sowohl Mitglieder des Aufsichtsrats als auch Dritte.“

	 b)	 § 14 Abs. 2 Satz 1 der Satzung wird in der bisherigen Fassung  
		  vollständig aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

		  „14.2 	 Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung und bestimmt die  
			   Reihenfolge der Gegenstände der Tagesordnung sowie die  
			   Einzelheiten der Abstimmung.“

		  §  14 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 bleiben unverändert.

7.	 Beschlussfassung über Änderungen von § 4 Abs. 1 der Satzung  
	 (Bekanntmachungen)

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

	 § 4 Abs. 1 der Satzung wird in der bisherigen Fassung verändert und  
	 an die aktuelle Formulierung des § 25 Satz 1 AktG wie folgt angepasst:

	 „4.1	 Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung 
 			   im Bundesanzeiger.“

 
8.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten  
	 Kapitals 2011, die Neuschaffung eines Genehmigten Kapitals 2013 sowie  
	 die entsprechenden Satzungsänderungen

	 Gemäß Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 30. August 2011 
 	 und § 5.4 der Satzung der Gesellschaft ist der Vorstand ermächtigt, mit 
 	 Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 
 	 29. August 2016 einmal oder mehrfach um bis zu insgesamt  
	 EUR 14.922.698,00 durch Ausgabe von bis zu 14.922.698 neuen, auf  
	 den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu  
	 erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). 

	 Vorstand und Aufsichtsrat haben am 25. April 2013 beschlossen, das Grund- 
	 kapital der Gesellschaft kurzfristig unter teilweiser Ausnutzung des Geneh- 
	 migten Kapitals 2011 im Rahmen einer Barkapitalerhöhung durch Ausgabe 
 	 von bis zu 14.626.200 neuen Aktien der Gesellschaft von derzeit 
 	 EUR 2.984.539,00 auf bis zu EUR 17.610.739,00 zu erhöhen („Kapitaler- 
	 höhung 2013“). Die Kapitalerhöhung 2013 wird mit Eintragung ihrer Durch- 
	 führung im Handelsregister der Gesellschaft wirksam werden, die für Mitte Mai  
	 2013 erwartet wird. Mit Wirksamwerden der Kapitalerhöhung 2013 wird die  
	 Gesellschaft nicht mehr in ausreichendem Umfang über genehmigtes Kapital  
	 verfügen. Vorstand und Aufsichtsrat gehen dabei davon aus, dass die Kapital- 
	 erhöhung 2013 in vollem Umfang durchgeführt wird, d. h. dass das Grundkapital  
	 der Gesellschaft ab Mitte Mai 2013 EUR 17.610.739,00 beträgt.

	 Damit die Gesellschaft auch in den kommenden Jahren in angemessenem  
	 Umfang mit dem Instrument des Genehmigten Kapitals bei Bedarf ihre  
	 Eigenmittel stärken kann und in möglichst großem Umfang Akquisitions- 
	 mittel verfügbar hat, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, ein neues  
	 Genehmigtes Kapital in Höhe der Hälfte des Grundkapitals der Gesellschaft  
	 (abgerundet auf volle Euro) zu schaffen, das am Tag der Hauptversammlung  
	 im Handelsregister eingetragen ist, d. h. in Höhe von erwartet  
	 EUR 8.805.369,00. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

	 a)	 Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011

		  Die von der Hauptversammlung vom 30. August 2011 erteilte Ermächtigung 
 		  des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
 		  Gesellschaft bis zum 29. August 2016 einmal oder mehrfach um insgesamt 
		  bis zu EUR 14.922.698,00 durch Ausgabe von bis zu 14.922.698 neuen, 
		  auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
		  zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011), wird aufgehoben, soweit sie 
 		  bis zu diesem Zeitpunkt nicht ausgenutzt worden ist.
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		  b)	 Ermächtigung

			   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
			   das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 10. Juni 2018 einmal oder  
			   mehrfach um insgesamt bis zu EUR 8.805.369,00 durch Aus- 
			   gabe von bis zu 8.805.369 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück- 
			   aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes  
			   Kapital 2013). 

			   Bei einer Kapitalerhöhung ist den Aktionären grundsätzlich ein  
			   Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit  
			   Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen,

			   (1)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zu- 
				    sammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmens- 
				    teilen, Beteiligungen oder Wirtschaftsgütern;

			   (2)	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandelschuld- 
				    verschreibungen oder Optionsrechten, die von der Gesellschaft  
				    oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben  
				    wurden, ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es  
				    ihnen nach Ausübung des Wandlungsrechts bzw. Optionsrechts  
				    bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär zustehen  
				    würde;

			   (3)	 für Spitzenbeträge;

			   (4)	 wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden,  
				    der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, und die  
				    Kapitalerhöhung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über- 
				    schreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch  
				    im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese  
				    Begrenzung ist die Anzahl veräußerter eigener Aktien anzurechnen,  
				    sofern die Veräußerung während der Laufzeit dieser Ermächtigung  
				    unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §  186 Abs. 3 Satz 4  
				    AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien  
				    anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit  
				    Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht  
				    ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuld- 
				    verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter  
				    Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des  
				    § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden.

			   Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
			   die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der  
			   Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

			   Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung ent- 
			   sprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2013  
			   oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

 

		  c)	 Satzungsänderung

			   § 5.4 der Satzung wird vollständig aufgehoben und wie folgt neu  
			   gefasst:

			   „5.4 	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
					     das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 10. Juni 2018 einmal  
					     oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 8.805.369,00 durch  
					     Ausgabe von bis zu 8.805.369 neuen, auf den Inhaber  
					     lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu  
					     erhöhen (Genehmigtes Kapital 2013). 

					     Bei einer Kapitalerhöhung ist den Aktionären grundsätzlich ein  
					     Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt,  
					     mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu- 
					     schließen,

					     (1)	bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbeson- 
						      dere im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unterneh- 
						      men, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder Wirt- 
						      schaftsgütern;

					     (2)	soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- 
						      schuldverschreibungen oder Optionsrechten, die von 
 						      der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzern- 
						      unternehmen ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht 
 						      in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
 						      Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts bzw. 
 						      nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär 
 						      zustehen würde;

					     (3)	für Spitzenbeträge;

					     (4)	wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben  
						      werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unter- 
						      schreitet, und die Kapitalerhöhung insgesamt 10 %  
						      des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder  
						      im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt  
						      der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begren- 
						      zung ist die Anzahl veräußerter eigener Aktien anzurech- 
						      nen, sofern die Veräußerung während der Laufzeit  
						      dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs- 
						      rechts gemäß §  186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt.  
						      Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien  
						      anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschrei- 
						      bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.  
						      einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden bzw.  
						      auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen  
						      während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter  
						      Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender An- 
						      wendung des §  186 Abs. 3 Satz  4 AktG ausgegeben  
						      wurden.
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			   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die  
			   weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der  
			   Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

			   Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend  
			   der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2013 oder nach  
			   Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

		  Aufgrund der Durchführung der Kapitalerhöhung 2013 als einer „Bis-zu- 
		  Kapitalerhöhung“ steht derzeit noch nicht fest, ob das zum Zeitpunkt  
		  der Hauptversammlung im Handelsregister der Gesellschaft eingetra- 
		  gene Grundkapital der Gesellschaft tatsächlich EUR 17.610.739,00 beträgt,  
		  so dass das auf dieses Grundkapital bezogene genehmigte Kapital maximal 
 		  EUR 8.805.369,00 (die Hälfte von EUR 17.610.739,00 abgerundet  
		  auf volle Euro) betragen kann, oder ob das eingetragene Grundkapital 
 		  möglicherweise geringer ausfällt. Für den Fall, dass das zum Zeitpunkt 
 		  der Hauptversammlung im Handelsregister der Gesellschaft eingetragene 
		  Grundkapital der Gesellschaft geringer als EUR 17.610.739,00 ausfällt, 
		  wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, den vorstehend unter lit. 
 		  a) bis c) wiedergegebenen Beschluss mit folgender Änderung zu beschließen: 
 		  (i) An die Stelle des Betrages von EUR 8.805.369,00 in lit. 
		  b) und c) tritt jeweils derjenige Betrag in Euro, der der Hälfte des am Tag 
		  der Hauptversammlung im Handelsregister der Gesellschaft eingetragenen 
 		  Grundkapitals der Gesellschaft, abgerundet auf volle Euro, entspricht. 
 		  (ii) An die Stelle der Zahl von 8.805.369 Aktien in lit. b) und c) tritt jeweils 
		  diejenige Anzahl an Aktien, die ihrer Zahl nach dem nach (i) ermittelten  
		  Euro-Betrag entspricht. (iii) Im Übrigen bleiben lit. a) bis c) unverändert.

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung über den Ausschluss des Bezugs-
rechts im Rahmen des neuen Genehmigten Kapitals 2013

Vorstand und Aufsichtsrat haben am 25. April 2013 beschlossen, das Grundkapital 
der Gesellschaft kurzfristig unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2011 im Rahmen einer Barkapitalerhöhung durch Ausgabe von bis zu 14.626.200 
neuen Aktien der Gesellschaft von derzeit EUR  2.984.539,00 auf bis zu EUR 
17.610.739,00 zu erhöhen („Kapitalerhöhung 2013“). Die Kapitalerhöhung 2013 
wird mit Eintragung ihrer Durchführung im Handelsregister der Gesellschaft wirk-
sam werden, die für Mitte Mai 2013 erwartet wird. Mit Wirksamwerden der Kapita-
lerhöhung 2013 wird die Gesellschaft nicht mehr in ausreichendem Umfang über 
Genehmigtes Kapital verfügen. Vorstand und Aufsichtsrat gehen dabei davon aus, 
dass die Kapitalerhöhung 2013 in vollem Umfang durchgeführt wird, d. h. das 
Grundkapital der Gesellschaft ab Mitte Mai 2013 EUR 17.610.739,00 beträgt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung unter Tagesordnungs-
punkt 8 vor, ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2013) in Höhe 
der Hälfte des Grundkapitals der Gesellschaft (abgerundet auf volle Euro) zu schaf-
fen, das am Tag der Hauptversammlung im Handelsregister eingetragen ist.

Mit der vorgeschlagenen Schaffung des Genehmigten Kapitals 2013 soll der Gesell-
schaft der größtmögliche Spielraum gewährt werden, die Eigenkapitalausstattung 
der Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. 
Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich 
ein Bezugsrecht. Es wird jedoch vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

-	 bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zusammenhang  
	 mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder  
	 Wirtschaftsgütern; 

		  Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhun- 
		  gen aus Genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben,  
		  in geeigneten Fällen Unternehmen bzw. Unternehmensteile, Beteiligungen  
		  an Unternehmen oder Wirtschaftsgüter gegen Überlassung von Aktien der  
		  Gesellschaft erwerben oder sich mit anderen Unternehmen zusammen- 
		  schließen zu können. Die Gesellschaft hat damit ein Instrument, um  
		  eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler und  
		  liquiditätsschonender Finanzierungsmöglichkeiten zu realisieren. Die  
		  Möglichkeit, rasch und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote  
		  oder sich bietende Gelegenheiten reagieren zu können, dient dabei auch  
		  dem Erhalt und der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft  
		  sowie der Steigerung ihrer Ertragskraft und des Unternehmenswertes.  
		  Die Ermächtigung erstreckt sich insbesondere auf den Erwerb von Beteili- 
		  gungen im Rahmen sogenannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb  
		  von Gesellschaftsanteilen, sowie auf den Erwerb im Rahmen sogenannter  
		  „asset deals“, d. h. der Übernahme eines Unternehmens oder  
		  Unternehmensteils mittels Erwerb der sie bestimmenden Vermögens- 
		  gegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem sowie den Erwerb  
		  anderer Wirtschaftsgüter einschließlich von verbrieften und unverbrieften  
		  Forderungen gegen die Gesellschaft. Da eine Kapitalerhöhung in den vorge- 
		  nannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel  
		  nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptver- 
		  sammlung unmittelbar beschlossen werden. Die Einberufung einer außer- 
		  ordentlichen Hauptversammlung für jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen  
		  Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen nicht praktikabel. Es bedarf  
		  eines Genehmigten Kapitals, das der Vorstand – mit Zustimmung des  
		  Aufsichtsrats – schnell nutzen kann.

-	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen  
	 oder Optionsrechten, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten  
	 Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht in dem Umfang  
	 einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw.  
	 Optionsrechts bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungspflicht als Aktionär  
	 zustehen würde; 
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		  Bei Kapitalmaßnahmen der Gesellschaft wird den Inhabern von Wandel- 
		  schuldverschreibungen oder Optionsrechten üblicherweise in bestimmten  
		  Fällen ein Verwässerungsschutz gewährt. In der Kapitalmarktpraxis wird der  
		  Verwässerungsschutz entweder durch die Anpassung der jeweiligen  
		  Wandel- oder Optionsbedingungen (z.B. Zahlung eines Ausgleichsbetrags  
		  in Geld oder Herabsetzung der Zuzahlung) oder durch Einräumung eines  
		  Bezugsrechts auf die bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals auszu- 
		  gebenden neuen Aktien gewährt. Welche der beiden Möglichkeiten ange- 
		  bracht ist, entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats  
		  jeweils zeitnah vor Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe der neuen  
		  Aktien. Um diesbezüglich nicht von vornherein auf eine Alternative  
		  beschränkt zu sein, soll dem Vorstand diese Ermächtigung zum  
		  Bezugsrechtsausschluss erteilt werden. Dieser Bezugsrechtsausschluss  
		  ermöglicht es der Gesellschaft, im Falle einer Kapitalerhöhung den  
		  Inhabern bereits bestehender Wandelschuldverschreibungen oder Options- 
		  rechte Bezugsrechte anzubieten, statt den Wandlungs- oder Optionspreis  
		  entsprechend den jeweiligen Wandel- oder Optionsbedingungen anzu- 
		  passen, ohne dass die Gesellschaft dabei auf eigene Aktien zurückgreifen  
		  muss. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Inhaber  
		  von Wandelschuldverschreibungen oder Optionsrechten auszugebenden  
		  neuen Aktien werden an diese Inhaber jeweils zu denselben Konditionen  
		  ausgegeben, wie sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug  
		  angeboten werden.

-	 für Spitzenbeträge;

		  Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzen- 
		  beträgen sind ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll  
		  es dem Vorstand im Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugs- 
		  verhältnis herzustellen. Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugsrechten  
		  und erspart zusätzlichen Aufwand.

-	 wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsen- 
	 preis nicht wesentlich unterschreitet und die Kapitalerhöhung insgesamt 10 %  
	 des Grundkapitals nicht überschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien  
	 anzurechnen, die aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder  
	 entsprechender Anwendung von §  186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugs- 
	 rechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden. 

		  Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapital- 
		  erhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des  
		  Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4  
		  AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im Rahmen der gesetz- 
		  lichen Regelung. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige Aktien- 
		  platzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und  
		  führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall  
		  einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des  
		  Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der  
		  Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Der Vorstand soll mit dieser Form  
		  der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die für die zukünftige  
		  Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung  
		  zuoptimalen Bedingungen vornehmen zu können und auch sehr kurzfristig  
		  einen eventuellen Kapitalbedarf zu decken, um Marktchancen in ver- 
		  schiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel nutzen zu können.  
		  Eine solche Kapitalerhöhung darf 10 % des Grundkapitals nicht  

		  übersteigen. Darauf sind auch die Aktien anzurechnen, die aufgrund  
		  anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung  
		  von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder  
		  ausgegeben wurden. Mit dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der  
		  Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung  
		  getragen. Der Vorstand wird den Ausgabepreis so nahe an dem dann  
		  aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweili- 
		  gen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine markt- 
		  schonende Platzierung der neuen Aktien bemühen. Damit kann jeder  
		  Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu  
		  annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben.

	 Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermäch- 
	 tigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung  
	 dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung  
	 des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit  
	 ihrer Aktionäre liegt.

 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die  
Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in 
der Hauptversammlung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig 
angemeldet und ihre Berechtigung durch einen durch das depotführende Institut in 
deutscher oder englischer Sprache erstellten besonderen Nachweis des Anteilsbe-
sitzes nachgewiesen haben. Für den Nachweis genügt die Textform (§ 126 b BGB). 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der 
Hauptversammlung, d. h. auf Dienstag, 21. Mai 2013, 00:00 Uhr Ortszeit am Sitz 
der Gesellschaft, beziehen (Nachweisstichtag) und der Gesellschaft ebenso wie 
die Anmeldung für die Hauptversammlung in Textform unter folgender Adresse, 
Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens Dienstag, 4. Juni 2013, 24:00 Uhr 
Ortszeit am Sitz der Gesellschaft, zugehen:

	 MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
	 c/o UniCredit Bank AG 
	 CBS40GM 
	 80311 München 
	 Deutschland 
	 Fax: +49 (0)89 5400 2519 
	 E-Mail: hauptversammlungen@unicreditgroup.de

Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Ge-
sellschaft unter der oben genannten Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse 
werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. 
Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Ak
tionäre, frühzeitig für die Übersendung der Anmeldung und des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. Die Eintrittskarten sind ledig-
lich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts.
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Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen 
Bevollmächtigten, z.B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine 
andere Person seiner Wahl ausüben lassen. 

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten weisungs-
gebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass Voll-
machten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen 
sein müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das 
Stimmrecht zu den Tagesordnungspunkten ausschließlich gemäß den Weisungen 
des Aktionärs zu den in der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemach-
ten Beschlussvorschlägen der Verwaltung auszuüben. Den Stimmrechtsvertretern 
steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Die 
Beauftragung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruchserklärung 
sowie der Stellung von Anträgen und Fragen ist nicht möglich.

Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmel-
dung durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten; ferner ist auch in diesen 
Fällen der Nachweis des Anteilsbesitzes des Vollmachtgebers erforderlich. 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder 
mehrere von diesen zurückweisen.

Wenn weder Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen noch diesen gemäß § 135 AktG 
gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, bedürfen die Er-
teilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB). Ebenso bedürfen die Erteilung 
von Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sowie der Widerruf 
oder die Änderung dieser Weisungen der Textform (§ 126 b BGB).

Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine nach  
§ 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsausübung 
bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu  
bevollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form 
der Vollmacht verlangt, weil sie gemäß §  135 AktG die Vollmacht nachprüfbar  
festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu 
Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Zum Nachweis der Bevollmächtigung kann die Vollmacht am Tag der Hauptver-
sammlung durch den Bevollmächtigten am Versammlungsort vorgezeigt werden. 
Ferner kann der Nachweis der Bevollmächtigung auch bereits vor der Hauptver-
sammlung an folgende Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse übermittelt  
werden:

	 MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
	 c/o Better Orange IR & HV AG 
	 Haidelweg 48 
	 81241 München 
	 Deutschland 
	 Fax: +49 (0)89 889 690 655 
	 E-Mail: mpc-capital@better-orange.de

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann,  
befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, welche nach der oben beschrie-
benen form- und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird, und steht auch unter  
www.mpc-capital.de/HV zum Download zur Verfügung.

Das persönliche Erscheinen des Aktionärs in der Hauptversammlung gilt für sich 
genommen nicht als Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht. Vielmehr hat der 
Aktionär dann auf der Hauptversammlung einen entsprechenden Widerruf in 
Textform zu erklären oder auch bereits vor der Hauptversammlung an die oben 
genannte Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu übermitteln. Ein Formu-
lar, das für den Widerruf einer Vollmacht verwendet werden kann, steht auch  
unter www.mpc-capital.de/HV zum Download zur Verfügung und liegt am Tag der 
Hauptversammlung am Versammlungsort bereit.

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungserteilung, auch an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft, verwendet werden kann, erhalten die Aktionäre 
zusammen mit der Eintrittskarte, die nach der oben beschriebenen form- und 
fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird, und steht auch unter  
www.mpc-capital.de/HV zum Download zur Verfügung.

Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht gegenüber dem Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft sowie die Erteilung, der Widerruf und die Änderung von Weisungen 
gegenüber dem Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen aus organisatori-
schen Gründen spätestens mit Ablauf des 10. Juni 2013 bei der oben genannten 
Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sein; ferner steht dafür 
am Tag der Hauptversammlung ab 9:00 Uhr bis kurz vor Beginn der Abstimmung 
die Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung am Versammlungsort zur 
Verfügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 
und Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschlä-
ge zur Wahl des Abschlussprüfers sowie zur Wahl des Aufsichtsrats übersenden. 
Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein. Gegenanträge und 
Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an:

	 MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
	 c/o Better Orange IR & HV AG 
	 Haidelweg 48 
	 81241 München 
	 Deutschland 
	 Fax: +49 (0)89 889 690 655 
	 E-Mail: mpc-capital@better-orange.de
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Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG 
und Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, 
ggf. einer Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Inter-
net unter www.mpc-capital.de/HV zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also spätestens bis zum 27. Mai 2013, 
24:00 Uhr Ortszeit am Sitz der Gesellschaft, unter der oben genannten Adresse, 
Fax-Nr. oder E-Mail-Adresse zugehen. Anderweitig adressierte Gegenanträge und 
Wahlvorschläge von Aktionären bleiben unberücksichtigt.

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 
Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 
Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zu-
gänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 
Der Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht 
zugänglich zu machen, wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, 
den ausgeübten Beruf und Wohnort enthalten.

Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesell-
schaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur 
dann Beachtung finden, wenn sie während der Hauptversammlung mündlich ge-
stellt werden. 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge 
zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten bzw. Vorschläge zur Wahl des Ab-
schlussprüfers und zur Wahl des Aufsichtsrats auch ohne vorherige und fristgerech-
te Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt davon unberührt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung EUR 2.984.539,00 und ist eingeteilt in 2.984.539 Stück
aktien. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. Aus eigenen Aktien steht der  
Gesellschaft jedoch kein Stimmrecht zu. Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung 59.299 eigene Stückaktien. Die Gesamtzahl 
der teilnahme- und stimmberechtigten Aktien beträgt im Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung somit 2.925.240.

Hamburg, im Mai 2013

MPC Münchmeyer Petersen Capital AG

Der Vorstand
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Anfahrtsskizze

MPC Capital AG, Hamburg
WKN A1TNWJ
ISIN DE000A1TNWJ4

Palmaille 67
22767 Hamburg

Te l .  +49 (0)40 38022-4242
Fax +49 (0)40 38022-4196
kontakt@mpc-capi ta l .com


